
Kennen Sie die neuen Kandidatinnen und Kandidaten f ür die Staatsratswahlen? 
Wissen Sie, welche Position sie in Sachen Service p ublic vertreten?  
Welche Rolle der Staat ihrer Auffassung nach spiele n soll?  
Haben ihnen fünf gezielte Fragen gestellt, damit Si e sich ein Bild der sieben neuen Kandidatinnen und Kandidaten machen und informiert wählen 
können! 
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Frage 1: 
Wie würden Sie in 
drei Stichworten die 
Freiburger kantona-
le Verwaltung be-
zeichnen? 

Ich freu mich, dass die kanto-
nale Verwaltung auf Bundes-
ebene sehr gut benotet wird 
und in Sachen Effizienz den 
ersten Rang unter den West-
schweizer Kantonen einnimmt. 
Aufgrund meiner verschiede-
nen Mandate kann ich das 
selber auch bestätigen. Wir 
wissen, dass es manchmal et-
was dauert, bis Antworten vor-
liegen. Das hängt vermutlich 
mit unserer Ungeduld zusam-
men. Teils glauben wir viel-
leicht auch, dass wir auf der 
Welt die einzigen sind. Alle 
167 Gemeinden des Kantons 
möchten bekanntlich innert ei-
ner vernünftiger Frist bedient 
werden.  

- Effizient 
- Kompetent 
- Freundlich 
(Das ist nicht nur meine per-
sönliche Meinung: Gemäss In-
formationen der Handelskam-
mern der lateinischen Schweiz 
von Juni 2011 ist die Freibur-
ger Verwaltung die beste in 
der Westschweiz!) 

- Effizient 
- Unpolitisch, zweisprachig 
- Departementsübergreifen-
des Funktionieren sollte geför-
dert werden 

- Vielseitig 
- Komplex 
- Anpassungsfähig 

- Im Dienst der kantonalen 
Bevölkerung 
- Kompetent und aufmerksam 
- Unabdingbar für das gute 
Funktionieren von Kanton und 
Institutionen 

Als gewählter Volksvertreter 
(Ammann von Châtonnaye, 
Grossrat) habe ich die Freund-
lichkeit und Effizienz der Mit-
arbeitenden des Staats immer 
geschätzt.  
Dennoch kommt es teils zu 
Unverständnis oder Spannun-
gen zwischen der Bevölkerung 
und den Verwaltungsangestell-
ten. Diese dürfen dabei nicht 
vergessen, dass die Men-
schen, die sich an die Verwal-
tung wenden, in einer unange-
nehmen Lage stecken: Bezah-
lung einer Busse, Begleichung 
der Steuern, Meldung einer 
Wohnsitzänderung, Regelung 
einer gerichtlichen Sache usw. 

- Nähe 
- Effizienz 
- Partnerschaft 

Frage 2: 
Sollen Ihrer Mei-
nung nach be-
stimmte Aufgaben, 
die aktuell der Staat 
leistet, an Private 
übergehen, um die 
Effizienz zu stei-
gern und die Kos-
ten zu senken? 

Das ist ohne eingehende Ana-
lyse der staatlichen Aufgaben 
schwierig zu beantworten. Ich 
bin nicht sicher, ob ein solcher 
Weg billiger wäre. Wenn Arbei-
ten ausgelagert werden, sind 
die Kosten oft zunächst tiefer 
(der Anbieter bietet einen kon-
kurrenzfähigen Preis, um den 
Auftrag zu erhalten). Danach 
steigen die Preise aber lang-
sam an und letztendlich kostet 
die Arbeit oft mehr. Daher 
muss die Lage wirklich von 
Grund auf geprüft werden, be-
vor bestimmte Ausgaben aus-
gelagert werden. Ist dies ge-
währleistet, kann ich eine sol-
che Lösung akzeptieren, so-
fern sie langfristig im Interesse 
des Staates liegt. 

Nein, ich bin überzeugt, dass 
die Arbeit der staatlichen Ver-
waltung gut genug ist, um eine 
Liberalisierung dieser Aufga-
ben überflüssig zu machen. 
Wenn Aufgaben an Private de-
legiert werden, kann dies die 
Arbeitsplätze und den Service-
public-Auftrag der Verwaltung 
gefährden. 

Es braucht eine gerechte Auf-
gabenteilung zwischen Privat 
und Öffentlich, nicht unbedingt 
zur Kostensenkung sondern 
damit jeder Partner seine Rolle 
spielen kann. 
Nichtregierungsorganisationen 
wie das Rote Kreuz oder Cari-
tas müssen Zugang zu Leis-
tungsvereinbarungen haben. 
In der Zentralverwaltung sehe 
ich aktuell keine Aufgabe, die 
an Private ausgelagert werden 
könnte. 
Die Handhabung von Aktien-
gesellschaften mit dem Staat 
als Mehrheitsaktionär ist prob-
lematisch, denn die öffentliche 
Kontrolle ist nicht mehr ge-
währleistet, gleichzeitig spielt 
der Wettbewerb mit den ande-
ren privaten Akteuren nicht 

Grundsätzlich sind eine per-
manente Überprüfung der 
Dienstleistungen und deren 
Erbringer wünschenswert und 
angebracht. Bei einer Verän-
derung muss aber der neue 
Leistungserbringer nicht zwin-
gend der private Sektor sein, 
um eine Effizienzsteigerung 
und eine Kostensenkung her-
bei zu führen. Dies könnte al-
lenfalls auch durch eine klare-
re Aufgabenteilung zwischen 
Kanton und Gemeinden erfol-
gen. Beispielsweise im Bereich 
der Pflegeheime und der Al-
tersversorgung. 

Grundsätzlich bin ich kein Be-
fürworter der Privatisierung 
des Service public. Meines Er-
achtens sind die Zielsetzungen 
der öffentlichen Dienste in der 
Regel nicht mit jenen der pri-
vaten Unternehmen vergleich-
bar. 
Die öffentlichen Verwaltungen 
sollen das bestmögliche Funk-
tionieren des Staates ermögli-
chen. Sie sollen den Bedürf-
nissen der Bevölkerung nach-
kommen und das allgemeine 
Interesse sowie die Gleichbe-
rechtigung aller Bürgerinnen 
und Bürgern wahren – im Ge-
gensatz zu privaten Unter-
nehmen, deren Hauptziel das 
Erzielen von Profit ist. 
Dennoch bin ich offen für Ko-
operationen zwischen dem öf-

In diesem Bereich geht es im-
mer um Kosten und Effizienz. 
Wenn der Staat sparen kann, 
ohne die Qualität der Dienst-
leistung zu beeinträchtigen, 
können grundsätzlich be-
stimmte Aufgaben durchaus 
an Private ausgelagert werden 
(z.B. Gebäudereinigung). 
Auch sollte der Staat nicht im-
mer mehr Gremien und Kon-
trollinstanzen schaffen, die 
dem Bürger alle Verantwor-
tung abnehmen. Auch hier gibt 
es Sparpotential, und zwar oh-
ne Auslagerung an den Privat-
sektor! 

Die kantonale Verwaltung ver-
fügt über ein gutes Image, das 
zeigen die Umfragen der 
Westschweizer Handelskam-
mern seit mehreren Jahren. 
Der Staat muss nicht überall 
präsent sein, sondern schnell 
und effizient in seinen Kompe-
tenzbereichen eingreifen. Die 
Ausübung gewisser Aufgaben 
durch private Träger darf nicht 
tabu sein. Ziel sollte aber nicht 
primär sein, staatliche Ausga-
ben auszulagern, sondern der 
Öffentlichkeit nicht ständig 
neue Aufgaben aufzubürden. 
Bei jeder neuen Dienstleistung 
sollte abgeklärt werden, ob es 
überhaupt sinnvoll oder nötig 
ist, dass der Staat sie über-
nimmt. 



immer wirklich. Die Rolle des 
Staats innerhalb dieser Ge-
sellschaften bleibt noch zu klä-
ren. 

fentlichen und dem privaten 
Sektor, sofern die Aufgaben 
klar umrissen sind und das 
Subsidiaritätsprinzip gewahrt 
ist. Ich unterstütze beispiels-
weise Partnerschaften, wenn 
es um soziale Organisationen, 
Umweltschutzverbände, Kul-
tur- und Sportvereine oder Kir-
chen geht, die bereits gewisse 
Aufgaben erfüllen, Initiativen 
ergreifen oder seit Jahren Pro-
jekte betreiben (z.B. in der Be-
hinderten- oder Kinderbetreu-
ung, beim Pedibus, bei den ak-
tivierenden Massnahmen für 
Arbeitslose, in der Gesund-
heitsprävention, Rotes Kreuz 
usw.), sofern natürlich die 
betreffenden Verbände als 
gemeinnützig anerkannt sind. 
Schliesslich ist zu sagen, dass 
es sowohl bei öffentlichen wie 
privaten Betrieben immer An-
passungsmöglichkeiten gibt, 
die zu besserem Funktionieren 
und zu mehr Effizienz führen. 
Für mich ist klar, dass jegliche 
Organisationsstruktur regel-
mässig ihren Auftrag überprü-
fen sollte, um effizient und 
wettbewerbsfähig zu bleiben. 

Frage 3: 
Bestimmte Berei-
che wie die Lehrbe-
rufe, die Polizei 
oder die Pflege lei-
den unter konstan-
tem Personalman-
gel. Welche Lösun-
gen bevorzugen 
Sie, damit der Staat 
weiterhin ein attrak-
tiver Arbeitgeber 
bleibt? 

Zunächst erfordert die Tätig-
keit in diesen verschiedenen 
Bereichen eine solide Ausbil-
dung. Der Personalmangel in 
diesen Sektoren ist keine Frei-
burger und auch keine 
Schweizer Besonderheit. Wo 
liegen die Gründe? Mit Sicher-
heit in der gesellschaftlichen 
Entwicklung. Was wären Lö-
sungen? Grundsätzlich muss 
das Image dieser Berufe si-
cherlich aufgewertet werden. 
Für die einzelnen Berufsgrup-
pen sollte ein nachhaltiger 
Ausgleich zwischen sozialen, 
wirtschaftlichen und ökologi-
schen Bezugspunkten ange-
strebt werden. Auch müssen 
Massnahmen zur Unterstüt-
zung und Begleitung verbes-
sert werden usw. In diese 
Richtung müsste man weiter-
denken. 

Der Kernpunkt ist natürlich das 
Geld, da gibt es nichts wegzu-
reden. Damit der Staat ein att-
raktiver Arbeitgeber bleibt, 
muss jegliche Form von Lohn-
senkung im öffentlichen Dienst 
bekämpft werden. 
Weitere Massnahmen wie 
Förderung von Teilzeitarbeit 
und Job-Sharing sind denkbar, 
aber aus meiner Sicht muss 
vor allem das Angebot im Be-
reich Personalentwicklung 
(Weiterbildungsmöglichkeiten) 
vorangetrieben und ausgebaut 
werden. 
Ein weiterer Ansatz wäre, dass 
der Staat die Berufe im öffent-
lichen Dienst interessanter 
macht, indem die Work-Life-
Balance besser berücksichtigt 
wird: Angepasste Arbeitszeiten 
für stillende Mütter, ein besse-
rer Vaterschaftsurlaub, Frei-
stellungsstunden zur Pflege 
von älteren Verwandten usw. 
Solche Massnahmen würden 
die Wahrnehmung des öffentli-
chen Dienstes verbessern. 

Der Beruf der Lehrpersonen, 
vor allem im Bereich der obli-
gatorischen Schule, die Polizei 
und die Pflegeberufe müssen 
aufgewertet werden, denn sie 
tragen viel Verantwortung und 
sind der Kritik immer mehr 
ausgesetzt. Es müssen Mass-
nahmen getroffen werden, 
damit die Vorgesetzten und die 
Bevölkerung diesen Berufen 
vermehrt Respekt entgegen 
bringen. Unregelmässige Ar-
beitszeiten und belastende Ar-
beitsbedingungen müssen an-
gemessen kompensiert 
und/oder vergütet werden. Es 
braucht auch genügende Per-
sonaldotierungen, insbesonde-
re für die bürgernahe Kan-
tonspolizei. In diesem Bereich 
wäre zudem eine Vereinheitli-
chung der Zuständigkeiten zu 
begrüssen, um Doppelspurig-
keiten zu vermeiden. 
Weiter muss der Kampf gegen 
Mobbing verstärkt werden. 

Ich bin der Meinung, dass der 
Kanton Freiburg bereits heute 
für sein Personal gute Arbeits-
bedingungen anbietet. Insbe-
sondere im Bereich der flexib-
len Arbeitszeiten oder einer 
frühzeitigen Pensionierung 
steht der Staat im Vergleich zu 
anderen Kantonen und dem 
privaten Sektor nicht schlecht 
da. Wie jeder Arbeitgeber 
muss aber auch der Staat sei-
ne Attraktivität gegenüber dem 
privaten Sektor bewahren und 
gegebenenfalls anpassen. 
Um aber ein gutes Arbeitskli-
ma nachhaltig zu erhalten sind 
auch eine offene Kommunika-
tion zu fordern und zu fördern. 
Dies geschieht aber nicht über 
die Arbeitsbedingungen, son-
dern über SoziaIkompetenz 
und Teamfähigkeit auf allen 
Stufen. 

Der Personalmangel hat meh-
rere Gründe. Einerseits hat die 
Bevölkerungszahl im Kanton 
zugenommen (von 239 221 
Einwohnern im Jahr 1999 auf 
277 811 im 2009). Anderseits 
sind belastende Arbeitsbedin-
gungen, unregelmässige Ar-
beitszeiten, fehlende Anerken-
nung zu nennen, insbesondere 
in den Lehrberufen, bei der 
Polizei und in der Pflege. 
Ich gehöre nicht zu jenen, die 
summarische Lösungen zur 
Begrenzung des Bevölke-
rungswachstums unterstützen. 
Das demografische Wachstum 
und folglich die Bedarfszu-
nahme im öffentlichen Dienst 
ist zum grössten Teil auf unse-
re attraktive Wirtschaft zurück-
zuführen. 
Für die Lehrpersonen scheint 
es mir wichtig, mehr Menschen 
für diese Berufswahl zu moti-
vieren, indem man den Beruf 
aufwertet und ihm mehr Auto-
nomie im Unterrichtsstil ge-
währt, und indem man die Ar-
beitsbedingungen verbessert. 
Ein Ansatz wäre, dass in der 
Primarschule die Klassengrös-
se auf 22 Kinder beschränkt 
wird. 
In der Pflege sollte zu allererst 

Zu den Lehrberufen: Vor eini-
gen Wochen habe ich mit mei-
ner Grossratskollegin Claire 
Peiry-Kolly eine Anfrage an 
den Staatsrat eingereicht. Dar-
in schlagen wir zur Behebung 
des Lehrermangels die Einfüh-
rung einer berufsbegleitenden 
Ausbildung vor. Es wäre eine 
verkürzte Ausbildung mit Aus-
sicht auf eine Teilzeitstelle als 
Lehrperson auf der Kindergar-
ten- oder der Primarstufe. 
Zur Polizei: Kürzlich habe die 
Arbeit der Polizei eine Nacht 
lang begleitet. Mein Eindruck 
wurde bestätigt: Es fehlt an 
Personal. Der Beruf muss auf-
gewertet werden, die Akzep-
tanz in der Bevölkerung muss 
steigen. Man muss aber auch 
das Ausufern der administrati-
ven Aufgaben bekämpfen, 
damit die Polizei nicht abge-
lenkt wird von ihrem wichtigs-
ten Auftrag im Dienst der Si-
cherheit. 

Verschiedene interne Analy-
sen haben gezeigt, dass der 
Freiburger Staat in den letzten 
Jahren im interkantonalen 
Vergleich an Attraktivität für 
die Mitarbeitenden gewonnen 
hat. Die Anerkennung der 
Qualität der geleisteten Arbeit 
ist entscheidend, wie auch ei-
ne angemessene Entlöhnung. 
Die Revision des Gesetzes 
und der Regelung zur Pensi-
onskasse sollte den Kampf 
gegen den Personalmangel 
stärken, insbesondere durch 
die Flexibilisierung des Alters-
rücktritts in der Spanne von 58 
bis 67 Jahre. Mit Einverständ-
nis des Arbeitgebers wird es 
ab 2012 möglich sein, die Ar-
beitszeit in zwei Schritten bis 
auf die Untergrenze von 
40 Prozent zu senken. Die 
Flexibilisierung der Arbeitszeit 
sollte ebenfalls zu einer höhe-
ren Attraktivität der Anstel-
lungsbedingungen führen. 
Schliesslich ist auch eine qua-
litativ hochstehende Weiterbil-
dung ein unverzichtbarer Ga-
rant für die Interessen der 
betreffenden Berufe, wobei 
das Image ebenfalls perma-
nent gepflegt werden sollte. 



die Personaldotierung in den 
Abteilungen verbessert wer-
den. Arbeitsbelastung und Ar-
beitszeiten müssen abneh-
men, damit die Arbeit in die-
sem Bereich wieder mensch-
lich tragbar wird. Von solchen 
Massnahmen verspreche ich 
mir viel. 
Auch bei der Polizei sollte der 
Personalschlüssel aufgestockt 
werden. So würde eine Ver-
besserung im Bereich Arbeits-
zeit möglich, da dort – wie in 
der Pflege – die Arbeitzeiten 
sehr unregelmässig und belas-
tend sind, mit Wechsel von 
Tag- und Nachtarbeit. Ein wei-
terer Ansatz wäre die Einstel-
lung von Personen mit C-
Bewilligung oder, wie es Genf 
gemacht hat, das Anheben 
des Höchstalters bei der Ein-
stellung von 30 auf 35 Jahre. 
Die Polizei erfüllt eine schwie-
rige Aufgabe und erhält nicht 
die Anerkennung, die sie von 
Seiten der Bevölkerung ver-
dient hätte. 
Denkbar wäre zudem die 
Schaffung eines individualisier-
ten Weiterbildungssystems, 
das Motivations- oder Ge-
sundheitsprobleme (Burnout) 
auffangen könnte, indem Mög-
lichkeiten zur Umschulung in 
anderen Verwaltungsabteilun-
gen angeboten werden. So 
könnte womöglich verhindert 
werden, das Mitarbeitende die 
Motivation verlieren, sich über-
fordert fühlen oder krank wer-
den. 
Schliesslich sollte für alle drei 
Berufsgruppen die Lohnskala 
revidiert werden, denn auch 
dies könnte zur Steigerung der 
Attraktivität beitragen. 

Frage 4: 
Ab 2012 wird der 
Staat die Privatspi-
täler mitfinanzieren. 
Soll er Ihrer Mei-
nung nach eingrei-
fen, um deren 
Funktionsweise zu 
regulieren (Arbeits-
bedingungen, Min-
destlöhne usw.), 
oder besser den 
Markt voll spielen 
lassen? 

Konkurrenz ist nicht unbedingt 
schlecht und die Privatisierung 
muss meines Erachtens im 
Rahmen der gesetzlichen Be-
stimmungen im Gesundheits-
wesen respektiert werden. 

Der Staat muss sich unbedingt 
einen Spielraum zur Regulie-
rung der Arbeitsbedingungen 
des Personals von Privatspitä-
lern wahren. Lässt man den 
Wettbewerb spielen, so ver-
schlechtern sich zweifellos die 
Arbeitsbedingungen und es 
wird den Beschäftigten ver-
wehrt, ihre Rechte einzufor-
dern. 
Wenn der Staat die Kontrolle 
aus der Hand gibt, ist es un-
weigerlich das Personal der öf-
fentlichen Spitäler, das mittel-
fristig die Rechnung zahlt. 

Die sozialen Bedingungen 
müssen klar geregelt werden, 
damit die neuen Bestimmun-
gen im Zusammenhang mit 
den Fallpauschalen keine 
Dumpingspirale nach sich zie-
hen. 

Ich denke nicht, dass eine 
staatliche Intervention in die-
sen Arbeitsmarkt notwendig 
ist, da ja der Preis für die er-
brachte Leistung (Fallpauscha-
le) für private wie öffentliche 
Spitäler derselbe sein wird. 
Falls dann die öffentlichen Spi-
täler bessere oder weniger gu-
te Arbeitsbedingungen anbie-
ten, geht das zu Lasten ihrer 
Marge. Der Markt wird hier 
seine RoIIe spielen, weshalb 
zurzeit sicher noch kein Hand-
lungsbedarf besteht. 

Aus meiner Sicht ist klar, dass 
der Staat als Mitfinanzierer der 
Privatspitäler auch bestimmte 
Forderungen an diese stellen 
muss. Es wäre inakzeptabel, 
dass der Kanton Privatspitäler 
finanziert, die dem öffentlichen 
Gesundheitssektor und damit 
den öffentlichen Spitälern 
schaden. Eine solche finanziel-
le Beteiligung des Staats ist für 
mich nur denkbar, wenn Kom-
petenzzentren aufgeteilt wer-
den und das ganze Gesund-
heitswesen damit effizienter 
wird und, soweit möglich, wirt-
schaftlicher arbeiten kann. 
Zentral wäre auch, dass der 
private Gesundheitssektor ei-

Ein alter, bewährter Grundsatz 
sagt: Wer zahlt, befiehlt. Der 
Staat hat somit die Pflicht ein-
zugreifen. Aber es gibt auch 
das Prinzip des freien Wettbe-
werbs, für das ich einstehe. 
Zwischen diesen beiden Polen 
muss der Staat eine Aufsichts-
funktion wahrnehmen, um 
Missbrauch zu verhindern. 

Privatspitäler haben weniger 
Verpflichtungen als öffentliche 
Spitäler im Bereich Notfall-
dienst und Bereitschaftsdienst. 
Die Arbeitszeiten sind daher 
für das Personal stabiler und 
können allfällige Lohnunter-
schiede teilweise erklären. Mit 
der neuen Pflegeregelung soll-
te sich der Wettbewerb jedoch 
abschwächen, denn die Pau-
schalpreise werden im Prinzip 
im ganzen Kanton die gleichen 
sein. Grundsätzlich ist es nicht 
Aufgabe des Staats, die Ent-
löhnung im Privatsektor zu re-
geln, jedoch ist eine allfällige 
Einigung auf partnerschaftli-
cher Grundlage denkbar. 



nen Gesamtarbeitsvertrag in 
Anlehnung an das StPG 
(Staatspersonalgesetz) ab-
schliesst, das als Rahmenge-
setz bereits die Arbeitsbedin-
gungen des Gesundheitsper-
sonals im öffentlichen Sektor 
regelt. 
So könnte der Druck auf Löh-
ne und Arbeitsbedingungen im 
Gesundheitsbereich generell 
verhindert werden, und das 
System wäre kohärenter und 
einheitlicher. 
Letzter Hinweis, Gesundheit 
darf kein Geschäft sein. Leider 
macht sich in der Schweiz be-
reits eine verhängnisvolle 
Tendenz in diese Richtung 
bemerkbar. Ich stehe für ein 
Gesundheitswesen ein, das 
als erste Zielsetzung immer 
noch das Pflegen und Lindern 
hat, und nicht das Erzielen von 
Gewinn. 

Frage 5: 
Die Zukunft der 
Schule ist ein Dau-
erbrenner. Welche 
Rolle sollen die 
Lehrpersonen bei 
der Gestaltung der 
Schule von morgen 
spielen? Sind sie 
Ihrer Meinung nach 
genügend in die 
Diskussion einge-
bunden? 

Die Schule ist heute nicht 
mehr einfach ein Ort der Wis-
sensvermittlung, sondern auch 
der Prägung von Staatsbür-
gerschaft. Ja, die Lehrperso-
nen müssen in die institutionel-
len Reformen eingebunden 
werden. Es ist meine Über-
zeugung, dass dies im Kanton 
Freiburg bereits geschieht. Ge-
rade die von der EKSD einbe-
rufenen runden Tische zur Er-
arbeitung des Gesetzes über 
die obligatorische Schule sor-
gen für eine direkte Einbezie-
hung der Lehrpersonen, die 
mit den anderen Partnern an 
den Vorbereitungen beteiligt 
werden. 

Es scheint mir klar, dass die 
Lehrpersonen nicht genügend 
in die Diskussion zur Zukunft 
der Schule im Kanton einge-
bunden sind. Sie stehen tag-
täglich «an der Front» und ha-
ben die beste Übersicht über 
die Herausforderungen des 
künftigen Bildungswesens. 
Daher müssen die Lehrperso-
nen eine führende Rolle bei 
Ausarbeitung des schulischen 
Auftrags und der Gestaltung 
der Schule von morgen spie-
len. 

Die Lehrpersonen müssen in 
die organisatorischen und pä-
dagogischen Entscheide kon-
struktiv miteinbezogen werden. 
Die Beteiligung von Personen 
mit praktischer Kenntnis des 
Berufsalltags ist unabdingbar 
für die Gestaltung der Schule 
von morgen. 

Antwort 5: 
Die RoIle, welche die Lehrper-
sonen bereits heute spielen, ist 
gut. Dies zeigen auch die gu-
ten Noten für das Freiburger 
Bildungswesen. 
In Zukunft wird es mehr darum 
gehen, dass sich die Lehrper-
sonen wieder vermehrt auf die 
Vermittlung von Wissen kon-
zentrieren können und nicht 
Erziehungsaufgaben wahr-
nehmen müssen. Hier sind die 
Eltern und ihre Verantwortung 
gefragt. 
Ein permanenter Austausch 
zwischen den Lehrpersonen 
und dem Gesetzgeber scheint 
mir in dieser Angelegenheit 
auch in Zukunft unabdingbar. 

Lehrpersonen stehen an der 
Front. Die Gesellschaft erwar-
tet von ihnen oft mehr als die 
reine Wissensvermittlung. Sie 
sollen anstelle der Eltern er-
ziehen, die Integration gewähr-
leisten und Werte vermitteln, 
die notabene im Widerspruch 
stehen zur allgegenwärtigen 
Kommerzialisierung in der Ge-
sellschaft. Auch sollen sie die 
Eltern anhören und beraten, 
ihnen bei Schwierigkeiten hel-
fen und den Kindern auch 
noch den Umweltschutz bei-
bringen. Die Erwartungen an 
Lehrpersonen sind riesig! Tag-
täglich erleben sie die Entwick-
lung der Gesellschaft unmittel-
bar. Daher wäre es sehr be-
dauerlich, auf ihre Beobach-
tungen, Erfahrungen, Feststel-
lungen und Empfehlungen zu 
verzichten. Lehrpersonen sind 
in die Diskussion einzubezie-
hen. Sie müssen die Möglich-
keit zur Beteiligung an der 
Gestaltung der Schule, an der 
Erarbeitung von pädagogi-
schen Mitteln und der Unter-
richtsprogramme von morgen 
erhalten. 

Das Echo aus diesem Bereich 
zeigt mir, dass heute mit der 
Einführung der Funktion des 
Schulleiters die Lage der 
Lehrpersonen befriedigend ist. 
Der Dialog mit den Gemeinden 
hat sich verbessert. 
Die Schule muss sich auch in 
Zukunft permanent der Gesell-
schaft anpassen und darf die 
wichtigsten Akteure nicht bei-
seite lassen. Der Dialog mit 
den Lehrpersonen muss wei-
tergehen. 

Die Qualität der Schule muss 
ein dauerhaftes Anliegen sein, 
an dem alle Partner beteiligt 
sind. Als Präsident des Schul-
vorstands der OS Greyerz und 
des Schulvorstands Collège du 
Sud kann ich die Bedeutung 
der Lehrpersonen für die Wei-
terentwicklung der Abläufe und 
der schulischen Strukturen 
bestätigen. Die Partizipation 
muss sicherlich gestärkt wer-
den, jedoch obliegt es letztlich 
den zuständigen Schulbehör-
den, Entscheide zu fällen und 
Verantwortung zu überneh-
men. 

 

 

Freiburg, den 22. Oktober 2011 


